Deutscher Bundestag 
7. Wahlperiode 


Drucksache 7/ 2028 


24 . 04 . 74 


Kleine Anfrage 

der Abgeordneten Löher, Hussing, Frau Dr. Wolf, Müller (Remscheid), Dr. Götz, 
Dr. Blüm, Müller (Berlin), Orgaß und Genossen 


betr. Ausländerbeschäftigung in der Bundesrepublik Deutschland 


Trotz Rückganges des wirtschaftlichen Wachstums verbleiben 
nach wie vor die meisten ausländischen Arbeitnehmer in der 
Bundesrepublik Deutschland. Ihrer Integration und der damit 
verbundenen infrastrukturellen Unterversorgung muß zukünftig 
mehr Aufmerksamkeit gewidmet werden. 


Wir fragen daher die Bundesregierung: 

1. In welcher Weise wird die Bundesregierung selbst und in 
Zusammenarbeit mit den Ländern und Kommunen die 
Dauer des „Anwerbestopps" dazu nutzen, die soziale Infra- 
struktur vor allem in der Wohnungsversorgung der auslän- 
dischen Arbeitnehmer und ihrer Familienangehörigen zu 
verbessern? 

2. Wie beurteilt die Bundesregierung die Möglichkeit, durch 
eine Mobilisierung etwa noch vorhandener Arbeitskraftre- 
serven der deutschen Bevölkerung die Ausländerbeschäfti- 
gung herabzumindern, und welche Maßnahmen gedenkt sie 
hierzu zu ergreifen? 

3. Bedürfen die Regelungen der sozialvertraglichen Beziehun- 
gen zwischen Abgabe- und Aufnahmeländern (u. a. bei der 
Sozialversicherung) für die zur Zeit in ihre Heimatstaaten 
verstärkt zurückkehrenden ausländischen Arbeitnehmer an- 
gesichts der Unterschiedlichkeit der Systeme sozialer Siche- 
rung der beteiligten Staaten erneuter Überprüfung? 

4. Ist die Bundesregierung der Auffassung, daß eine Verbesse- 
rung des Aufenthaltsrechts der ausländischen Arbeitnehmer 
einschließlich eines Anspruchs auf ein Daueraufenthaltsrecht 
in Zukunft nach evtl. Rücknahme des Anwerbestopps mit 
einer strengeren Auswahl bei der Anwerbung einhergehen 
muß? 
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5. In der Antwort der Bundesregierung auf die Kleine Anfrage 
der CDU/CSU-Fraktion (Drucksache VI/3085 vom 31. Januar 
1972) kündigte die Bundesregierung folgende Maßnahmen 
an: 

a) eine kontinuierliche Zusammenarbeit des Bundesmini- 
sters für Arbeit und Sozialordnung mit den Arbeits- 
ministern und Senatoren für Arbeit der Länder; 

b) Schaffung einer zentralen Stelle zur Koordinierung der 
Entwicklung von Unterrichtsmethoden zur Erlernung von 
Deutsch als Fremdsprache; 

c) Gewährung von Rückflußmitteln in der Höhe von 4000 
DM je Wohnung bzw. 6000 DM je Eigenheim an aus- 
ländische Arbeitnehmer in Härtefällen. 

Welche dieser Maßnahmen sind durchgeführt oder befinden 
sich noch im Planungsstadium? 

6. In welcher Weise berücksichtigt die Bundesregierung bei 
ihren Planungen und Maßnahmen bezüglich des Arbeits- 
marktes die Tatsache, daß es annähernd 1 Million minder- 
jährige Angehörige ausländischer Arbeitnehmer gibt? 

7. Wie viele Ausländer, die zur Zeit in der Bundesrepublik 
Deutschland beschäftigt sind, leben länger als fünf Jahre 
hier, und wie viele von ihnen haben eine Aufenthaltsbe- 
rechtigung gemäß § 8 des Ausländergesetzes erhalten? 

8. Inwieweit ist das den zuständigen Verwaltungsbehörden 
nach § 8 des Ausländergesetzes bei der Erteilung von Auf- 
enthaltsgenehmigungen zustehende Ermessen durch Richt- 
linien oder in anderer Weise gebunden oder eine solche 
Bindung beabsichtigt? 
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